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Hugenberg und Kelloggpakt
Wenn nicht alles täuſcht, ſtehen wir vor einer Löſung

der inneren Kriſe, die man ſicher heute noch nicht als
etwas Dauerndes bezeichnen kann, die uns aber zunächſt
für einige Monate Luft ſchaffen würde. Schon das wäre
mit Genugtuung zu begrüßen, weil unter den Erſcheinun
hen der letzten Monate alle drängenden Arbeiten des
Reiches ſchwer gelikten haben, und weil vor allem die
Aufmerkſamkeit voll und uneingeſchränkt auf die Pariſer
Verhandlungen über die Reparationen gerichtet werden
muß. Es iſt oft genug geſagt worden, daß ein Kabinett

hne feſte Mehrheit nirgends ſo wenig wie bei uns trag
är iſt, denn es kann keine Entſcheidungen von weit
agender Bedeutung fällen. Ganz gleich, ob die Sach

verſtändigen zu einem Ergebnis kommen oder nicht, auf
keinen Fall würde das Kompromiß berechtigten Erwar
kungen entſprechen Nur eine Regierung jedoch die feſt
im Sattel ſitt, kann es annehmen oder ablehnen Na

ntlich gilt dieſer Grundſatz mit Rückſicht auf die hem
tungsloſe Demagogie der Deutſchnationalen, die aus jeder

Blüte Honig zu ſaugen bemüht ſind und dabei vor nichts
trückſchrecken. Der Brief Hugenbergs an die Ameri

kaner zeigte, mit welchen Mitteln gearbeitet wird. Wenn
zu einem Kompromiß kommen ſollte, und die Hoff
g braucht man noch nicht aufzugeben, ſo werden dieſe
pächter der Vaterlandsliebe nicht verfehlen, die Maſſen

üſzuwühlen und das als Landesverrat hinzuſtellen, was
elbſt in der gleichen Lage e

un ie die Hu

r ſimmte, weil er einer Auffaſſung
e Unrecht verewigen würde, kennzeichnen dieſe
fesart. Schon deshalb iſt es unbedingt erforderlich,
aß ein Kabinett gegründet wird, das hieb- und ſtich

ſt iſt. Das aber iſt nur auf dem Boden der Großen
valition möglich.

Die Oſterbeſprechung
Schon vor den Feiertagen ſetzte die erſte Fühlung-

me zwiſchen den Parteien der großen Koalition unter
ſönlicher Leitung Hilſerdings ein. Sie ſind inzwiſchen

rtgeſeßt worden und haben eine Annäherung erbracht,
immerhin Ausſichten auf eine wirkliche Verſtändi

ung zuläßt. Soweit wir unterrichtet ſind, haben So
Zialdemokraten und Zentrum, die urſprünglich von dem
Etat nur 100 120 Millionen ſtreichen wollten, jetzt ſich
auch mit 180 einverſtanden erklärt. Die Deutſche Volks
Partei hat dieſe Forderung von Anfang an vertreten,
war aber dabei ſehr weſentlich durch die Erklärung der
Demokraten unterſtützt worden, die gleichfalls neue Steuern

für unnötig angeſehen hat. Da man auch noch einige
Umbuchungen vornimmt, die wir nicht für unbedenklich
halten, die aber angeſichts der finanziellen Notlage ein
mal hingenommen werden müſſen, ſo blieben nur noch
50 Millionen als Defizit übrig. Sie durch neue Steuern
aufzubringen, wird nicht allzu ſchwer halten. Wahrſchein
lich greift man doch auf die Bierſteuererhöhung zurück.

Vielleicht auch noch auf kleinere Steuern, die ſich recht
fertigen laſſen. Fallen würden, und das ſcheint uns we
ſentlich, der 209ige Zuſchlag zur Vermögensſteuer und
die Erweiterung der Erbſchaſtsſteuer, deren Ausdehnung
auf die Ehegatten keine innere Berechtigung hat. Gelingt
es in dieſen Tagen, zu einem Abſchluß zu kommen, ſo
würden die Verhandlungen im Hauptausſchuß, der ſchon
in der nächſten Woche zuſammentritt, verhältnismäßig
einfach laufen Hilferding hätte dann eine ſichere Mehr
heit für ſich. Die ſelbſtverſtändliche Folge hätte dann
die Bildung der großen Koalition und die Umformung
der Reichsregierung, auf die wir ein Jahr vergeblich
Pewartet haben. Spät aber doch, kann man ſagen. Das
Wäre vorausſichtlich nicht eine unbedingte Sicherheit gegen

neuen Parteihader, der ſehr leicht ſich wieder an ſo
ziglen Fragen, namentlich an den Lohnſorderungen der
Eiſenbahner entzünden könnte, aber es ließe zunächſt ge
wiſſe Hoffnungen zu. Mindeſtens könnten wir den Etat
erledigen, was unbedingt geſchehen muß, um nicht den
Gläubigern in Paris zu ſtarke Angriffsflächen zu bieten

Die Florentiner Begegnung
Wie alljährlich ſind Chamberlain und Muſſolini auf

italieniſchem Boden zuſammengekommen. Daß Grandi,
der Verkrauensmann des Duce, der Unterhaltung bei
wohnte, zeigt, daß es ſich mehr als um eine Höflich
keit gehandelt hat. Offiziell wird auch betont, daß wie

Mitteldeutſches Woche

Großſtadt,

ſeine Obhut zu nehmen. Schlecht fahren wird es beſtimmt

geholt. Einen Schritt iſt man ja in dieſer Richtung ge
gangen, indem man auf den Amtsgebäuden auch die

Her völliges Einvernehmen herrſchte Man muß auf das
3

Reichsfahne hißt.
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Wieder beſonderen Nachdruck legen, weil ſeit dem ver
gangenen Sommer eine gewiſſe Entfremdung eingetreten

war. Die Enthüllungen über das franzöſiſch- engliſche Ma
rineabkommen haben in Rom mit gutem Fuge verſtimmt.
Es war ja ſchließlich nur gegen die Vereinigten
Staaten, ſondern auch gleichzeitig gegen Jtalien und
Deutſchland gerichtet. Gegen uns durch die Zugeſtänd
miſſe zu Lande an Frankreich, gegen Jtalien durch das
Flottenabkommen ſelbſt. Am Tiber aber hat man in
zwiſchen das dringende Bedürfnis verſpürt, neuen An
ſchluß an die Entente zu finden. Schon ein Artikel des
halb offiziöſen Trevere deutete darauf hin. Als kürzlich
das 25jährige Jubiläum dieſer für den Weltfrieden ſo
verhängnisvollen Verbindung geſeiert wurde. Den Jtali
enern iſt bei Jſolierung nicht wohl geweſen. Begrefflich
genug, denn ſie ſind auf England angewieſen Allein ver
mögen ſie ihre Küſten nicht zu ſchützen. Das war ja
auch der Grund, weshalb Bismarck ſeinerzeit Chriſti aus
drücklich auf gute Beziehungen zu London hinwies, und
weshalb bei den verſchärften Beziehungen zwiſchen London
und Berlin die Treue zum Dreibund wankend wurde.
Welche Folgen dieſe Beſprechungen jetzt haben würden,
kann man noch nicht abſehen, da natürlich auch Frankreich
ein Wort mitzureden hat, doch ſoll man auf keinen Fall
die Bedeutung dieſer Begegnung unterſchätzen.

Marſchall Foch
Jm JnvalidenDom, gegenüber dem gewaltigen Sar

phage Napoleons haben ſie Marſchall

die Franzoſen in ihren Nachrufen rühmen, war er nicht.
Er hat uns nur, waidmänniſch geſprochen, den Fangſchuß
gegeben. Erlegen ſind wir einer Uebermacht von Fein
den und dem Mangel an Rohſtoffen. Aber darüber ſoll
man nicht ſtreiten. Generaloberſt von Seeckt hat, von
einem engliſchen Journaliſten befragt, geäußert: Die Jn
ternationalität des Todes geſtatte, vor dieſem großen Sol
daten und Franzoſen den Degen zu ſenken. Anerkennens
wert, wie man jenſeits der Vogeſen nationale Größe zu
ehren verſteht Jm allgemeinen werden dort wirkliche
Perſönlichkeiten über den Tagesſtreit einporgehoben. Das
mildert die Gegenſätze, während man ſie in anderen Län
dern künſtlich noch verſchärft.

Waldecks Ende
Jn der kleinen Hauptſtadt Arolſen, die mit ihren 2500

Einwohnern ungefähr ſo groß iſt, wie eine Straße einer
wurde am Oſtermontag der Anſchluß an

Preußen feierlich vollzogen. Der Jnnenminiſter war per
ſönlich aus Berlin erſchienen, um das Ländchen Waldeck in

nicht, auch wenn es ſeine vermeintliche Selbſtändigkeit
geobfert hat. Schon in Friedenszeiten war ſie nur ein
Begriff, denn Waldeck hatte ſeine Stimme im Bundesrat
an Preußen verpfändet, wofür ihm alljährlich das Defizit
beglichen wurde. Nachdem die Enklave Pyrmont ſchon
vorher in dem großen Nachbar aufgegangen wax, iſt nicht
mehr viel übrig geblieben. Alles in allem keine 50000
Seelen, alſo eine beſſere Art von Eingemeindung. Trotzdem

hat dieſer Vorgang ſeine Bedeutung Es iſt das erſtemal,
daß auf Grund des Artikels 18 der Weimarer Verſaſſung
ein Land verſchwindet. Uebrigens zeigt dieſer Vorfall die
Reformbedürſtigkeit der Verfaſſungsbeſtimmungen über den
Reichsrat, denn Preußen bekommt nicht nur nicht die
Waldech ſche Stimme, ſondern muß auch eine eigene dazu

geben, um das Gleichgewicht wieder herzuſtellen. Das iſt
unhaltbar, denn, wenn andere Länder gleichfalls die Fol
gerungen aus der Zeit gezogen haben, wird Preußen eines

Tages überhaupt keine Stimmen mehr beſitzen. Sehr
hübſch war die Bemerkung, daß Waldeck ſeine Fahne be
hält. Sie iſt nämlich ſchwarz rotgold, die auch Reuß vor
dem Kriege hatte. Die Reichsunmittelbarkeit kommt ſo
zum Ausdruck. In dieſer Hinſicht hätte ſich übrigens
Preußen an Waldeck anſchließen können. Hoffentlich wird
dieſes Verſäumnis bei einer ſpäteren Gelegenheit nach

zur letzten
Rithe b Er iſt unſer Feind geweſen und hat zweifele en e e e e e elerheblichen Anteil gehabt Gang ſo Sieger geweſen, wie

Die Abrüſtungskonferenz
Alhjährlich, ſo um Frühlingserwachen herum, tritt

die vorbereitende Abrüſtungskonferenz in Genf zuſammen.
Dann erwacht ein großer Gedanke aus ſeinem Winterſchlaf,

um ſich ſofort wieder von den üblichen Fröſten ertöten
zu laſſen. Vorangekommen ſind wir in den 10 Jahren
nicht, und es beſteht auch heute kaum Ausſicht, auch nur
ein Scheinergebnis zu zeitigen. Gleichſam als Auftakt
haben die Franzoſen vier neue Kreuzer auf Stapel gelegt.
Das iſt die Realität, denen die Theorie hoffnungslos
gegenüberſteht. Geſchaffen wird nichts, daran ändern die
herrlichen Friedensreden, die bei allen Gelegenheiten von
den Staatsmännern gehalten werden, nichts. Und doch
iſt es das eigentliche Problem der internationalen Politik

Ob Deutſchland berufen ſein wird, eine entſcheidende Rolle
zu ſpielen, iſt immer ungewiſſer geworden. Hätten wir keine

Rückſichten zu nehmen, ſo könnten wir einmal tatſächlich
mit der Fauſt auf den Tiſch ſchlagen, wie es unſer Ver
treter Graf Bernsdorff getan hat. Aber dann nicht nur
bildlich, ſondern mit der ganzen Wucht unſeres Rechtes,
das in der Präambel zu Teil 5 des Friedensvertrages

ſeine Begründung findet Verpflichtet iſt die Entente dazu,

finanzielle Belaſtung muß für die Weſtmächte ſo groß
werden, daß ſie ſelbſt die Anregung zu einer Neuregelung
geben.

Amerikaniſches Riverement
Der amerikaniſche Botſchafter in London, Houghton,

hat nach dem Amtsantritt Hoovers ſeine Entlaſſung ge
geben. Der Grund lag darin nicht in Meinungsverſchieden
heiten, denn er gehörte der gleichen Partei an, ſondern in
der perſönlichen Niederlage, die er als Kandidat für den
Staat New York erlitten hat. Mit ihm ſcheidet ein Dip
lomat von Weltruf aus, der ſich auf allen Poſten bewährt
hat, namentlich in Berlin und ohne deſſen Zutun der
Dawesplan kaum zuſtande gebracht worden wäre. Gleich
zeitig verlor Amerika durch den Tod ſeinen Pariſer Botk
ſchafter Herrick, der zweimal von 1912 1914 und von
1921 bis jetzt dieſes Amt innegehabt hat. Zweifellos hat er
die Liebe der Franzoſen im reichen Maße verdient. Als die
Regierung Poincaré vor den anrückenden Deutſchen nach
Bordeaux flüchtete, iſt er in der Hauptſtadt geblieben
und hat ſehr weſentlich zur Beruhigung beigetragen. Er
hat ſich auch ſpäter nach ſeiner Wiederkehr dauernd um eine
Verſtändigung bemüht, die ihm freilich nicht ganz gelun
gen iſt. Die Schuld trug nicht er, ſondern der Jmperialis-
mus der Franzoſen, der namentlich in dem Geheimab
kommen mit England ſeinen Ausdruck fand. Auch die
Ratifizierung des MellonBeranger Abkommens über die
Schulden hat er nicht durchzuſetzen vermocht. Gerüchte
wollen wiſſen, daß der Berliner Botſchafter Schurmann
mit ſeiner Abberufung rechnet. Er hat die Ueberſiedlung
ſeiner Botſchaft in ein anderes Gebäude nicht mitgemacht
ſondern ſich in einem Hotel niedergelaſſen, um abzuwarten.
Sein Ausſcheiden würden wir außerordentlich bedauern,
denn er iſt ein Freund unſeres Landes geweſen und hat
ſehr viel für die Univerſität Heidelberg, an der er ſelbſt
einſt ſtudierte, getan. Für die Nachfolgeſchaft in den
frei gewordenen Poſten werden wie üblich viele Namen
genannt. Der intereſſanteſte iſt Kellogg, der bisherige
Staatsſekretär. Angeblich ſoll er für London in Frage
kommen.

Die engliſchen Wahlen
Das große Ereignis der nächſten Wochen wird der

engliſche Wahlkampf. Wir haben auf ſeine Bedeutung
wiederholt hingewieſen und können das nur noch unter
ſtreichen. Nach dem Ausgang der Nachwahlen iſt es zum
mindeſten zweifelhaft geworden, vb die Konſervativen ihre
Mehrheit überhaupt halten können oder in eine Minder
heit verwandelt werden Mit gewaltigen Verluſten, ſie
beſitzen jetzt dreiviertel gller Mandate, rechnen ſie ſelbſt
Jede Verſchiebung der Machtverhältniſſe in London aber
bedeutet auch für die Weltpolitik eine grundlegende Ver

änderung. Richard May



Der vom Parteivorſtand und der Reichstagefräktion der Deutſchen Demokratiſchen Partei eingeſetzte Ausſchuß zur Ausarbeitung eines Entwurfs für ein neues Reichs

agswahlgeſetz hat ſeine Arbeiten beendet und folgenden Entwurf vorgelegt

Der Reichstag hat folgendes Reichstagswahlgeſetz be
chloſſen, das mit Zuſtimmung des Reichsrats hiermit ver

indet wird

1. Das Wahlrecht
s 1. Zur Ausübung des Wahlrechts iſt berechtigt:

Jeder am Wahltag über 20 Jahre alte deutſche Reichs
angehörige, 2. Jeder Angehörige der öſterreichiſchen Re
publik, der am Wäahlkage über 20 Jahre alt und üher ein
Jahr im Gebiete des Deutſchen Reiches wohnhaſt iſt

S. 2. Die Ausübung des Stimmrechts ruht für die
Angehörigen der Reichswehr während der Dauer ihrer
Zugehörigkeit zum Soldatenſtande.

S 3. An der Ausübung des Wahlrechts ſind behin
dert Wahlberechtigte, die wegen Geiſteskrankheit oder
Geiſtesſchwäche vorübergehend in Anſtaltspflege Unter
gehracht ſind. 2. Wahlberechtigte, die infolge richterlicher
oder polizeilicher Anordnung in Gewahrſam gehalten
werden oder in Strafe und Anterſüchungshaft genommen
ſind. Für die aus politiſchen Gründen in Schutzhaft be
findlichen Perſonen gilt dieſe Vorſchrift nicht.
S. Ausgeſchloſſen von der Ausühung des Wahlrechts
ſind 1. Entmündigte oder unter vorläufiger VPormund
ſchaft oder wegen geiſtiger Gebrechen unter Pflegſchaft
ſtehende Perſonen. 2. Die wegen Geiſteskrankheit oder
Geiſtesſchwäche dauernd in einer Anſtalt untergebrachten
Perſonen. 3 Die durch Richterſpruch der Aberkennung der
bürgerlichen Ehrenrechte verfallenen Perſonen
S 5. Die in S. 2 und in S 4 bezeichneten Perſonen

zählen nicht zu den Wahlberechtigten im Sinne des Art.
18, 73 und 75 der ReichsverfaſſungS 6 Zur Ausubung des Wahlrechts iſt nur zugelaſſen,
wer in ein Wahlverzeichnis eingezeichnet iſt oder einen
Wahlſchein hat.

gettels in einen amtlich

g Abweſender ver der Abſtim

Wahlperiode einen Reichswahlleiter und einen Stellver-
treter für ihn

2. Der Reichswahllelter beruſt aus den Wahlberech
tigten einen Reichswahlausſchuß, der außer ihm als Vor
ſitzenden aus ſechs Beiſitzern beſteht und ſeine Entſchei
dungen mit Stimmenmehrheit trifft.

3. Der Reichswahlleiter ernennt für jeden Wahlkreis
einen Wahlkreisleiter nebſt Stellvertreter. Der Wahlkreis

leiter beruft aus den Wahlberechtigten ſeines Wahlkreiſes
einen Wahlkreisausſchuß, der außer ihm als Vorſitzenden
aus vier Beiſitzern beſteht und ſeine Entſcheidüngen mit
Stimmenmehrheit trifft

4. Der Wahlkreisleiter ernennt für jeden Stimm-
bezirk einen Abſtimmungsvorſteher nebſt Stellvertreter
Der Abſtimmungsvorſteher beruft aus den Wahlberech
tigten des Stimmbezirks drei bis ſechs Beiſitzer und einen
Schriftführer zu einem Abſtimmungsvorſtand.

S 14. Jeder Wahlberechtigte iſt zur Uebernahme eines
geſetzlichen Wahlehrenamts verpflichtet.

S 15. Die Berufung zu einem der Wahlehrenämter
dürfen ablehnen

Die Mitglieder der Reichsregierung und der Lan
desregierungen;

2. Die Mitglieder des Reichstags, des Reichsrats, des
Reichswirtſchaftsrats und der Volksvertrekungen der
Länder, ſowie des preußiſchen Stagatsrats;

3. Die Reichs, Landes und Gemeindebeamten, die
amtlich mit dem Vollzuüge des Reichswahlgeſetzes oder mit
der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und Sicherheit
betraut ſind.

4. Wahlberechtigte, die als Bewerber benannt ſind
5. Wahlberechtigte, die das 60. Lebensjahr vollendet

haben;
6. Weibliche Wahlberechtigte, die glaubhaft mächen,

daß ihnen die Fürſorge für ihre Familie die Ausübung
des Amtes in beſonderem Maße erſchwert;

7. Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, daß ſie aus
dringenden beruflichen Gründen oder durch Krankheit oder
durch Gebrechen verhindert ſind, das Amt ordnungsmäßig
zu führen

8. Wahlberechtigte, die ſich am Wäahltag aus zwin
genden Gründen außerhalb ihres Wohnortes aufhalten

ystagswahlgeſetz
S 16. Wahlberechtigte welche die Uebernahme eines

Wahlehrenamtes ohne geſetzlichen Grund ablehnen können
von der für die Beſtellung des Vorſtehers der Wahlbehörde
(Wahlkreisleiter, Reichswahlleiter) zuſtändigen Behörde
in eine Ordnungsſtrafe bis zum Bekrage von 300 (drei
hundert) Reichsmark genommen werden

S. 17. Das Reichsgebiet wird in 225 (Zweihundert
undfünfundzwanzig) in ihrer Bevölkerungsziffer annä
hernd gleich große Wahlkreiſe eingeteilt.

Bei der Einteilung der Wahlkreiſe ſind die Grenzen
der Länder, der Provinzen und der ſonſtigen Verwal
tungsbezirke nach Möglichkeit zu berückſichtigen
Die Einteilung der Wahlkreiſe geſchieht durch Ver

ordnung der Reichsregierung nach Gehör des Reichsrats
Bei Aenderung in der Gliederung der Gebiete oder der
Verwaltungsbezirke iſt die Reichsregierung ermächtigt,
nach Gehör des Reichsrats die erforderlichen Anpäſſungen
durch Verordnung vorzunehmen.

S 18. Für die Abgabe der Stimmzettel wird jeder
Wahlkreis im Stimmbegirke eingeteilt, die möglichſt mit
den Gemeinden zuſammenfallen. Größere Gemeinden
können in mehrere Stimmbezirke zerlegt, kleinere Gemein
den oder Gemeindeteile mit angrenzenden Gemeinden oder
Gemeindeteilen zu einem Stimmbezirk vereinigt werden.

Die erforderlichen Anordnungen werden durch den
Wahlkreisleiter getroffen

S. 19. Ein Wahlberechtigter kann ſich in mehreren
Wahlkreiſen um einen Abgeordnetenſitz be werben. Wird
er in mehreren Wahlkreiſen gewählt, ſo hat er ſich binnen
einer Woche nach Mitteilung des Wahlergebniſſes zu ent
ſcheiden, für welchen Wahlkreis er das Mandat annehmen

will. S r
3. Die Durchführung der

Abſtimmung
8 20. Für die Wahlberechtigten wird in jedem Stimm

bezirk ein Stimmverzeichnis geführt. Deutſche Reichsange-
hörige, die im Ausland nahe der Reichsgrenze wohnen,
ſonſt aber die Erforderniſſe des Wahlrechts erfüllen, ſind
auf Antrag in ein

Gemeind

Deutſchlan
S 21. Mittels Stimmſchein kann wählen

a) Ein Wahlberechtigter, der in ein Stimmverzeichnis

üfhalten

eingetragen iſt, 1 wenn er ſich am Wahltag während der
Abſtimmungszeit außerhalb ſeines Stimmbezirks aufhält,
2 wenn er nach Ablauf der Einſpruchsfriſt ſeine Wohnung
in einen anderen Stimmbezirk verlegt, 3. wenn er infolge
eines körperlichen Leidens oder Gebrechens in ſeiner Be
wegungsfreiheit behindert iſt und durch den Stimmſchein
die Möglichkeit erhält, einen für ihn günſtiger gelegenen
Abſtimmungsraum aufzuſuchen

b) Ein Wahlberechtigter, der in ein Stimmverzeichnis
nicht eingetragen oder in ihm geſtrichen iſt, 1. wenn er als
ausländiſcher Reichsdeutſcher im Sinne des S 20 am Wahl
tag ſich im Jnland aufhält; 2. wenn die Nichtaufnahme in
das Stimmverzeichnis auf Ruhen des Wahlrechts beruhte
und der Grund hierzu nach Ablauf der Friſt des S 22 weg
gefallen iſt, 3. wenn die Friſt des S 22 ſchuldlos verſäumt
worden iſt.

Der Stimmſchein wird auf Antrag von der zuſtän
digen Gemeindebehörde ausgeſtellt.

S. 22. Die Gemeindebehörden legen die Stimmver-
zeichniſſe öffentlich aus. Die öffentliche Bekanntmachung
hierüber hat Ort und Zeit der Auslegung und eine An
gabe darüber zu enthalten, wo und bis wann Einſpruch
erhoben werden kann.

S. 23. Die Ausübung der Wahl iſt nur in dem
Stimmbezirk möglich, in deſſen Stimmverzeichnis der Wäh-
ler eingetragen iſt. Jnhaber von Stimmſcheinen können
in jedem Stimmbezirk wählen.

S 24. Die Bewerber ſind beim Wahlkreisleiter zu be
nennen. Die Benennung hat bis zum 11. Tage vor dem
Wahltag zu geſchehen und die Angaben zu enthalten, für
welche Partei die Bewerbung geſchieht.

Bewerber, die ſich zu keiner Partei bekennen, können
mit einem Kennwort bezeichnet werden.

Die Benennung des Bewerbers muß für jeden Wahl
kreis durch mindeſtens 500 Wahlberechtigte des Wahl
kreiſes ſchriftlich Unterzeichnet ſein.

Es genügen zehn Unterſchriften, wenn die Partei, zu
der ſich der Bewerber bekennt, im letzten Reichstag mit
15 Abgeordneten vertreten war.

Jn jedem Wahlkreis, für den ein Bewerber benannt
wird, iſt ein Betrag von 500 Reichsmark für die Her
ſtellung der Stimmzettel von der benennenden Stelle ein
zugahlen. Der Betrag wird zurückgezahlt, wenn die betref
fende Partei mindeſtens einen Abgeordnetenſitz erhält.

S 25. Telegraphiſche Erklärungen im Sinne des S 24
gelten nur, wenn ſie durch eine ſpäteſtens am Tage nach
Ablauf der Friſt eingehende ſchriftliche Erklärung beſtätigt
werden.

S 26. Die Wahl geſchieht nur durch Abgabe amtlich
gelieferter Stimmzettel. Die erforderlichen Vorſchriften
über Jnhalt und Form des Stimmzettels erläßt der Reichs

miniſter des Jnnerer n. m
n

4. Feſtſtellung des Wahl
ergebniſſes

S. 27. Der Wahlkreisausſchuß ſtellt feſt:
1. Die Geſammtzahl der im Wahlkreis abgegebenen

gültigen Stimmen
2. Die für jeden Bewerber abgegebenen Stimmen
Ueber die Gültigkeit der abgegebenen Stimmen ent

ſcheidet der Wahlkreisausſchuß mit Stimmenmehrheit, be
Stimmengleichheit gibt der Wahlkreisleiter den Ausſchlag

8 28. Auf Grund der in den Wahlkreiſen feſtgeſtellten
Wahlergebniſſe teilt der Reichswahlausſchuß für die 225
Reichstagswahlkreiſe 450 Abgeordnetenſitze nach folgenden
Grundſätzen zu:

1. Wer in einem Wahlkreis die abſolute Mehrheit aller
gültigen Stimmen erreicht hat, iſt gewählt

2. Einſchließlich der Zahl der nach Ziffer 1 gewählten
Abgeordneten erhält jede Partei bzw. jeder Wahl
vorſchlag ſoviel Abgeordnetenſttze zugeteilt, als es
ihrem prozentualen Anteil an der Geſamtzahl der im
Reich abgegebenen Stimmen entſpricht. Die Zutei
lung geſchieht in der Reihenfolge, die ſich auf der Höhe
des prozentuglen Anteilſatzes für die Bewerber in
den einzelnen Wahlkreiſen ergibt. e

Eine Zuteilung von Abgeordnetenſitzen nach Ziffer
und 2 erfolgt nicht, wenn auf die betreffende Partei
oder den betreffenden Wahlvorſchlag im ganzen Reichs
gebiet nicht mindeſtens 3 Prozent aller abgegebenen

gültigen Stimmen gefallen ſind. e
S 29. Lehnt ein Gewählter ah oder ſcheidet ein Ab

geordneter aus, ſo tritt an ſeine Stelle der Bewerber mit
den nächſt höchſten Anteilſätzen derjenigen Partei bzw.
desjenigen Wahlvorſchlags, für die der ausſcheidende Abge
ordnete gewählt war. Der Reichswahlausſchuß ſtellt feſt
wer als Erſatzmann für einen ausſcheidenden Abgeord
neten nach Maßgabe des vorliegenden Stimmergebniſſes
zu berufen iſt.

S 30. Wenn bei Zuteilung von Abgeordnetenſttzen
Bewerber mit gleichen Anteilſätzen vorhanden ſind, ſo ent
ſcheidet der Reichswahlausſchuß durch das Los

5. Wiederholungs wahlen
8 31. Wird im Wahlprüſungsverſahren ine i

ür ültig erklärt, ſo ordnet der Reichsminiſte
talige Wahl an nachde

holun

aus
hört

rücken eines Erſaßzmannes die e Lücke ausgefül

wird p e aDie erforderlichen Durchführungsvorſchriſten erläßt
der Reichsminiſter des Jnnern.

6. Verluſt des Abgeordneten
ſitzes

s 32. Ein Abgeordneter verliert ſeinen Sitz
1. durch Verzicht,
2. durch Verluſt des Wahlrechts,
3. durch richterliche Aberkennung

öffentlichen Wahlen
durch Angültigkeitserklärung der Wahl e

Ein Verzicht iſt unwiderruflich und wird durch Erklä
rung an den Reichstagspräſidenten ausgeſprochen

der Rechte aus

die K2

ſchen

gher z

Für einen durch Verluſt des Abgeordnetenſitzes aus S
ſcheidenden Abgeordneten tritt der Erſatzmann ein.

7. Schluß und Ausführungs
Vorſchriften

S 33. Die zur Vorbereitung und Durchführung der
Wahlen bei den Behörden entſtehenden Koſten ſind Amts
koſten dieſer Behörden

Die Herſtellung der Stimmzettel geſchieht auf Koſten
des Reiches

S 34. Die zur Ausführung des Reichstagswahlgeſetzes
erforderlichen Ausführungsvorſchriften erläßt, ſoweit im
Geſetz ſelbſt nichts anderes beſtimmt iſt, der Reichsminiſter
des Jnnern nach Gehör des Reichsrats S

Die Ausführungsvorſchriften können insbeſondere Be
ſtimmung treffen über1. Verwendung techniſcher Mittel bei Stimmabgabe

und Stimmgzählung (Stimmapparat uſw.
2. Stimmabgabe im Reiſeverkehr, in Kranken und

Pflegeanſtalten, durch Seeleute in deutſchen Häfen uſw.

Eine Pflicht nationalen Anſtands
Zur Nachahmung empfohlen.

Die Stadtverwaltung Freiburg legt Verwahrung ein
gegen die Nichtachtung der deutſchen Reichsflagge bei
einem Sportfeſt auf dem Feldberg. Der Vertreter der
Stadt Freiburg, Bürgermeiſter Hofner, hatte gedroht, das
Feſt zu verlaſſen, wenn neben den anderen Fahnen nicht
auch die deutſche Reichsfahne gehißt werde. Seinem Er
ſuchen wurde dann entſprochen. Die Stadtverwaltung
Freiburg bezeichnet es als eine Pflicht nationalen An
ſtands, neben anderen, beſonders a u s ländiſchen
Fahnen, an bevorzugter Stelle die deu t ſche Reichsflagge,
wie ſie durch die Verfaſſung vorgeſchrieben iſt, zu zeigen. 9 u
Die Stadtverwaltung wird ſich künftig nicht mehr an Ver
anſtaltungen beteiligen, bei denen dieſer Forderung nicht

Rechnung getragen wird. S
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vildung. Dieſe Enkwidlung iſt um ſo vedentlicher, als

t ſpruch mit der Abſicht der Reichsverfaſſung vorbereitet

Druck hinzuweiſen und ſaßte daher die nachſtehende Ent

dDenten zu geiſtiger Selbſtändigkeit und Selbſtbeſtinnung

ſehung des hochſchulmäßigen und damit des ſimultanen

des Kulturaus

e e heltnis en Sisst ans gitce
Der Kulturausſchuß der D. D. P. hielt am 25. Marz

Frage Staat und Kürche, nicht nur im Zuſammen
hang mit dem Konkordat, ſondern auch mit Bezug auf
andere Probleme, die innerhalb und außerhalb des Bil
dungsweſens im Verhältnis von Staat und Kirche neuer
dings aufgetaucht ſind. Die Verhandlungen wurden ein
geleitet durch ein Referat des Abgeordneten Oberſchulrats
Bohner, das ſich ſowohl mit dem Stand der Konkordats
frage in Preußen wie mit Fragen beſchäftigte, die im
Anſchluß an den preußiſchen Etat über das Verhältnis von

Schule und Kirche zur Sprache gebracht worden ſind oder
werden ſollen Mit Bezug auf das Konkordat wurden
in der Ausſprache die Gründe gewürdigt, die auf der einen
Seite Vereinbarungen mit der katholiſchen Kirche not
wendig machen vor allen Dingen die Sicherung der Rechte
Des deutſchen Klerus bei der Beſetzung der hohen Kirchen
mter und die Sicherung der Mitwirkung des Staates
Auf der anderen Seite hielt der Kulturaueſchuß an dem
Grundſatz des Hamburger Parteitages feſt daß die Form
Des Konkordats im Sinne eines die Staatshoheit in dieſen
Sagen außer Kraft ſehenden volterrechtlichen Vertrages
Zu vermeiden ſei. Die Erörterung dieſer Fragen führte
Zu dem grundſätzlichen Problem überhaupt der Stellung
Son Kirche Und Staat zueinander Der Kulturausſchuß
War ſich klar darüber daß die Deutſche Demnokratiſche
Partei bei der Beurteilung aktueller Fragen aus dem
Gebiet Staat und Kirche ausgehen müſſe von einer klaren
Anſchauung, ob das Prinzip der Reichsverfaſſung von der
Trennung von Staat und Kirche auch in ſeiner finänziellen
Bedeutung allmählich durchgeführt werden ſolle oder nicht
So klar man ſich darüber war, daß zurzeit mindeſtens in
Preußen der Kirche die Stagtszuſchüſſe nicht entzogen
werden können, ſo ging doch die allgemeine Auffaſſung
dahin, daß die Kirche mehr und mehr ihre volle Unab
hängigkeit vom Staat gewinnen müſſe Für eine Anzahl
von Mitgliedern des Kulkurausſchuſſes ergab ſich daraus
die Konſequenz, daß der Staat ſich der Mitwirkung in

aber zugegeben, daß die Fragen des gegenwärtigen Aeber
Zangesſtadiums ſich noch nicht nach dem Prinzip der vollen

Trennung löſen ließen. Die Stellung des Ausſchuſſes
würde in der nachſtehenden, gegen drei Mitglieder ange
nommenen Entſchließung niedergelegt
Der Kuülturausſchuß der D. D. P. erwartet unter
Bezugnahme auf die Stellung des Hamburger Parteitages
von der Landtagsfraktion daß die Verhandkungen mit der
Kurie ſich auf eine

ſchränken.“ e e(Die Entſchließung des Hamburger Parteitages zum
onkordat hat folgenden Wortlaut „Eine Verſtändigun

De G
ng der der Geſetzgebu

ridie Hoheit des Staates, für di
lkes und der Volksvertretung, und für die Freiheit des

Gewiſſens und des geiſtigen Lebens, und lehnt daher ein
nkordat ab. Das Verhältnis von Kirche und Schule iſt
rch die Weimarer Verfaſſung in ſeinen Grundſätzen

geregelt. Die Ausführung ſoll nach der Verfaſſung durch
ein Reichsgeſetz erfolgen. Die Deutſche Demokratiſche
Partei hält an dieſer Negelung, die die Gegenſätze der
Könfeſſtonen überhrücken und den konfeſſtonellen Frieden

der Verfaſſungsbeſtimmung enthielte, weil fede ſolche Ver
einbarung mit der Hoheit des Staates über das Bildungs-
weſen Unvereinbar iſt und den konfeſſionellen Frieden

gefährdet. e SEingehend wurde dann über die Entwicklung der
Pädagogiſchen Akademten geſprochen die zu
ſchweren Bedenken hinſichtlich der Geſtaltung der Lehrer
bildung Anlaß geben. Die Entwicklung zeigt mehr und
mehr den Sieg des konfeſſionellen Prinzips in der Lehrer

dadürch die Konfeſſtonaliſterung der Volksſchule im Wider-

wird. Es iſt damit zu rechnen, daß in gewiſſen Kreiſen
güch das Beſtreben nach der Gründung von weltlichen“
Pädagogiſchen Akademien Hervortreteſt wird, ſo daß die
Zerſchlagung der Volksſchulen, die man im Kampf um das

Reichsſchulgeſetz bisher zu verhüten vermocht hat, ſich auf
dem Wege der Lehrerbildung verbreiten wird. Der Aus
ſchuß hielt es für notwendig, auf dieſe Geſahr mit Nach

ſchließung
Der Külturausſchuß der D. D. P. bedauert, daß die

Entwicklung der Pädagogiſchen Akademien den konfeſſio
nellen Charakter der Lehrerbildung immer ſtärker aus
geprägt hat und dadurch im Widerſpruch zur Reichs
verfaſſung die konfeſſtonelle Aufteilung der Schulen inner
lich vorbereitet wird

Er ſieht in der ſimultanen Pädagogiſchen Akademie
die einzige Form der Lehrerbildung, in der ihr wiſſenſchaft
licher Charakter, die Einſtellung ihrer padagogiſchen

Arbeit auf die Einheitsſchule und die Erziehung der Stu

gewahrt werden kann.
Der Kulturausſchuß fordert deshalb die Landtags

fraktion auf, mit größtem Nachdruck ſich fur die Durch

Charakters der Lehrerbildung einzuſetzen.
Es wurde ferner über das Vordringen des Kon

feſſionalismus auch in der höheren Schule
geſprochen. Der Staat begünſtigt dieſes Vordringen in
Preußen indirekt durch die Erhöhung der Zuſchuſſe an die
Privatſchulen, durch die vorwiegend konfeſſionelle höhere

ſchuſſes

eine Sitzung ab. Gegenſtand der Beratungen war die

kirchenregimentlichen Fragen enthalten müſſe Es wurde

Reviſſon der Vereinbarung von 1821

e Rechte des

verbürgen ſoll, feſt. Jede konkordare Vereinbarung auf
dieſem Gebiete iſt für die Deutſche Demokratiſche Partei

unannehmbar, ſelbſt dann, wenn ſie nur eine Beſtätigung

Von Guſtav Schneider,

terung des angeſpannten Etats herangezogen werden

Verſicherung heraus ſtützen, beide werden zu einem be
ſtimmten Zwecke erhoben, die eine, die private Verſiche
rung als beſſer und ſicherer erſcheinen zu laſſen, die
ändere, um das Loch im Haushalt des Reiches zu ſtopfen.

Die Kritik an den zu geringen Reſerven enthält
für einzelne Verſicherungszweige immerhin noch etwas
Wahrheit. Die Rücklagen der Krankenkaſſen decken knapp
die Ausgaben für einen Monat, während das Geſetz
eine Jahresausgabe als Rücklage verlangt. Da die Kran
kenkaſſen aber auf dem reinen UAmlageverſahren berühen,
bedeutet die geringe Rücklage keine unmittelbare Gefahr
Tritt ſie auf, kann ſie durch eine Beitragserhöhung ſchnell
abgewendet werden, obwohl die Stabilität der Beiträge
erwünſcht iſt. Sie wird aber auch gefährdet, wenn den
Krankenkaſſen neue Aufgaben zugemutet werden. Die
Familienwochenhilfe iſt eine ſolche Mehrleiſtung,
die weniger unter krankenverſogeriſchen, ſondern mehr
ünter bevölkerungspolitiſchen Geſichkspunkten zu betrachten
iſt. Das Reich gewährt den Krankenkaſſen dafür einen
Zuüſchuß (32 Millionen Mark. Aus Erſparnisgründen
ſolk dieſer Zuſchuß geſtrichen werden. Die Ausgabe ſelbſt
aber bleibt, kann gar nicht eingeſpart werden Alſo gäbe
es nur eine Belaſtungsverſchiebung. Die Steuerzahler
würden entlaſtet, aber die Arbeitgeber und ihre Ar
heitnehmer durch erhöhte Beiträge be laſtet. Solche

Segen

als
Die finanzielle Lage der Sozialverſicherung wird

in der Oeffentlichkeit verſchiedenartig veurteilt. Die eine
Auffaſſung geht dahin, daß bei den geringen Reſerven
der Ruin nahe bevorſtände, die andere daß ſie zu hoch
ſeien und ohne Gefahrdung der Leiſtungen zur Erleich

können Dieſe ſich ſtracks widerſprechenden Urteile heben
ſich gewiſſermaßen auf Weder die eine noch die an
dere Behauptung läßt ſich aus dem Weſen der ſozialen

Mitglied des Reichstages
minderjährigen Kindern zurüdgeſtellt wurden. Die
Zürückhaltung, mit der ſowohl das Kabinett als auch der
Reichstag die ſozialdemokratiſchen Anträge behandelt hat,
iſt deutlicher Beweis, daß die Jnvalidenverſicherung nicht
im Gelde ſchwimmt

Daran ändert auch die Ubergabe von Schüldtiteln des
Reiches an die Jnvalidenverſicherung anſtelle des Barbe
trages von 164 Millionen Mark Reichsbeiträgen nichts.
Dieſe Tränsaktion iſt jedoch keine Sparmaß nahme. Jn
Wirklichkeit borgt der Reichsfinanzminiſter bei der Jnva
lidenverſicherung, muß Zinſen zahlen und den Betrag im
Jahre 1935 wieder zurückzahlen. Was dabei erreicht wurde
war eine Erleichterung der Kaſſenlagen aber nicht eine
Erleichterung des Etat

Am beſten hat ſich die Angeſtelltenverſiche
rung entwickelt Sie erhält keinerlei Zuſchüſſe des Reichs
und hat vielleicht gerade deshalb der Entwicklung beſſer
folgen können. Jhre Einnahmen ſind ſtändig gewachſen
allerdings ſteigt ebenſo ſtändig die Zahl der Ruhegeld
empfänger. Die Rücklagen haben ſich günſtig entwickelt, ſo
daß die neu beſchloſſenen Leiſtungen (Herabſetzung der
Altersgrenze auf 60 Jahre für arbeitsloſe Angeſtellte und
Verkürzung der Wartezeit auf fünſ Jahre) ſowie die in
Ausſicht genommenen Verbeſſerungen der Leiſtungen ohne
Beitragserhöhung durchgeführt werden können o

Von den Vorſchlägen, auch die Angeſtelltenverſicherung
zur Deckung des Fehlbetrages im Reichshaushalt heran
zuziehen, iſt nicht mehr die Rede. Allerdings hat der
Reichsfinangminiſter eine Anleihe von 50 Millionen Mart
bei der Angeſtelltenverſicherung aufgenommen, das iſt aber
ein reines Finanzgeſchäft und die Verſicherungsempfänger
ſind bhnehin gehalten, einen Teil ihrer Rücklagen in
Stagatspapieren anzulegen.

Das jüngſte Kind der Sozialverſicherung, die Ar
beitsloſenverſicherung, unterliegt einer ſchweren
Belaſtungsprobhe. Die ſgiſonbedingte, aber auch die kon
zunktürelle Arbeitsloſigkeit hat einen nicht voraus
geſehenen Amſang angenommen. Aus den Beiträgen iſt
die Mehrbelaßung nicht zu decken und das Reich hat die
ihn Geſetz vorgeſehenen Darlehen gewähren müſſen. Aber
die lange Dauer der Arbeitsloſigkeit bedingt auch erhöhte
Leiſtungen in der Kriſenfürſo rge. Mit einer fühl
baren Beſſerung des Arbeitsmarktes iſt in abſehbarer Zeit
nicht zu rechnen. Welche Folgen würden eintreten, wenn
die vorgeſchlagenen Abſtriche von den zu Abwendung der
Not in den Etat eingeſetzten Beträge erfolgten? Es müß
ten die Beiträge zur Arbeitsloſenverſicherung erhöht wer

den Alſo nur eine Laſtenverſchtebung von der Allgemein
heit auf die Schultern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer

t eine Beſeitigung der
ned aber die Kriſenfürfoge eingeſchränkt, dann verſchie

ben ſich die Ausgaben auf die Wohlfahrtspflege der Ge
meinden die ſich des Anſturms der Arbeitsloſen nicht er
wehren könnten. Der Effekt wäre eine Mehr
belaſtung des Mittelſtandes, denn die beinahe
einzige Steuerquelle der Genteinden ſind die Realſteuern.
Es iſt alſo eine Selbſttäuſchung, wenn geglaubt wird,
dürch Kürzung der ſozialen Leiſtungen Steuern erſparen
zu können. Keine Regierung kann es verantworten, die
unter der Not der Arbeitsloſigkeit leidenden zehn Milli
nen Enit Familienangehörigen) Volksgenoſſen ihrem
Schickſal zu überlaſſen

Wenn die Einſparungen geinacht werden ſollen,
müſſen es echte und nicht ſche in bare Exrſparniſſe ſein.

dann ver

Vorſchläge für ſolche Erſparniſſe ſind jetzt gemacht aber
auch die eifrigſten Sparfreunde ſind in dieſem Punkt ſehr
zurückhaltend Rehmen wir an, es gelänge, den Etat ins
geſaint Um 15 H. zu kürzen dann kämen eben nur 150
Millionen Mark heraus Dazu die Kürzung der Aber-
weiſungen an die Länder insgeſammt 300 Millionen Mark
Wovon ſoll dann noch der reſtbleibende Fehlbetrag gedeckt

werden? eSicherlich wird es nicht ganz ohne Steuererhöhung
gehen ihr Maß indeſ ſen wird von dem Erfolge der Spar

gebunden werden ſoll.

Der Kulturausſchuß der D. D. P. würde die größte
Gefahr für das geiſtige Leben Deutſchlands darin ſehen,
wenn die bisherigen Grundlagen des höheren Schulweſens
durch dieſe Beſtrebungen erſchüttert würden.

Der Kulturausſchuß beſchäftigte ſich dann noch in einer
längeren Ausſprache mit der Geſtaltung des Kultur-
austauſches mit dem Ausland Er wird eine
nächſte Sitzung ſchon am 10. April abhalten.

Die Abſtimmung über die Berufsſtener
Nach den jetzt vorliegenden Abſtimmungsliſten haben

bei der dritten Leſung der Gewerbe und BerufsſteüerMädchenſchülen ermöglicht werden. Auf der anderen Seite

Fraktion ſtimmten 8 für die Heranzi

Ziehung der freten Berufe, 113

verbeſſerungen etwa Witwenrente an Witwen mit vorſchläge abhängen

e e h e ca S e czeigt die Entwicklung in einigen ausſchließlich unter ſoßia zur Gewerbeſteuer die Parteien im Preußiſchen Landtag

Von den Sozialdemokraten ſtimmten 115 Abgeordnete
für die Heranziehung, 22 Abgeordnete fehlten bei der Ab
ſtimmung; von den Deutſchnationalen ſtimmten 17 für und
50 gegen die Heranziehung, 15 Abgeordnete fehlten; vom
Zentrum l für und 7 gegen die Heranziehung, 18 Abge
ordnete fehlten, 5 enthielten ſich der Stimme, von den
Kommuniſten 18 gegen die Heranziehung, 36 Abgeordnete
fehlten; von der Deutſchen Volkspartei ſtimmten 13 dafür
und 20 dagegen, 7 Abgeordnete fehlten, von den Demo
kraten 7 dafür und 12 dagegen, 2 Abgeordnete fehlten;
von der Wirtſchaftspartei 19 für die Heranziehung, 1 Ab
geordneter fehlte Rechtsanwalt Rhode) von der Deutſchen

ehung und 5 dagegen,
4 Abgeordnete fehlten, von

denen gleichfalls Abgeord
nete fehlten, ſtimmten 2 gegen die Heranziehung. Die drei
keiner Partei angehörenden Abgeordneten fehlten

Jin ganzen ſtimmten 220 Abgeordnete für die Heran
dagegen, während ſich 5 der

Gefehlt haben insgeſamt 112 Abge

darunter Graf Poſadowsky,
den Nationalſozialiſten bei

Stimme enthielten
ordnete

Beſtrafte Hetze.

Der Buchdruckereibeſtzer und Redakteur Bau m aus
d eTo ſt ed würde wegen eines Artikels, in dem die Republik
verächtlich gemacht worden war, vom Schöfſengericht Har

vorlage in der Frage der Heranziehung der freien Berufe
burgWilhelmsburg zu drei Monaten Gefängnis ver
urteilt
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Wie wählen die BehördenAngeſtellten?
Mitte Meez haben in den verſchiedenen Verwaltungs

zweigen des Reiches und Preußens die Neuwahlen der
Hauptbetriebsräte ſtattgefunden. Die endgültigen Exgeb
niſſe liegen noch nicht vollſtändig vor Doch verdient das
vorläuſige Ergebnis von der Betriebsratswahl im Bereiche
der Reichsfinanzverwaltung darum beſonders hervor
gehoben zu werden, weil hier Arbeiter und Angeſtellte

nicht, wie ſonſt vielfach, einen einzigen Wahlkärper gebildet
haben, ſondern jede dieſer beiden Kategorien für ſich allein

gewählt hat. Auf dieſe Weiſe iſt alſo klar zu erkennen für
welche Angeſtelltenorganiſationen ſich die Mehrheit der
Angeſtellten entſchieden hat. Dieſes Wahlergebnis nun
bringt dem Gewerkſchaftsbund der Angeſtellten (G. d. A)
vorläufig 4073 Stimmen, dem Deutſchnationalen Hand
Iungsgehilfenverband (D. H. V.) 3801 und dem Zentral
verband der Angeſtellten (3. d. A.) 2808 Stimmen. Jm
Vergleich zum Jahre 1928 hat der Gewerkſchaftsbund der
Angeſtellten ſchon jetzt rund 1100 Stimmen Zuwachs als
beſonderen Erfolg zu verbuchen.

Die Studienräte an den ſtädtiſchen
höheren Schulen

Der preußiſche Kultusminiſter iſt von verſchiedenen
Seiten darauf aufmerkſam gemacht worden, daß an den
nichtſtaatlichen höheren Schulen die vorhandenen Plan
ſtellen für männliche und weibliche Stüdienräte vielfach
nicht voll beſetzt ſind und neue Planſtellen nicht geſchaffen
werden, auch wenn ihre Notwendigkeit nicht zu leugnen iſt.
Der Miniſter hat ſich darauf eine ſtatiſtiſche Zuſammen
ſtellung auf Grund des Standes vom 20. Februar 1929
vorlegen laſſen und daraus erſehen, daß damals etwa 800
derartige Planſtellen unbeſetzt waren, und daß über 2000
Stellen, die an ſich zur Deckung des dauernden Unterrichts
bedürfniſſes notwendig waren, fehlten. Da der Kultus
miniſter der Ueberzeugung iſt, daß die gegenwärtigen wirt
ſchaftlichen Verhältniſſe den Städten immerhin die An
ſtellung neuer planmäßiger Studienräte geſtatteten, und
daß andererſeits die Beſchäftigung von Hilfslehrern der
Stetigkeit der Schularbeit abträglich ſein muß, da er auch
darauf hinweiſen kann, daß an den ſtaatlichen höheren
Schulen im Rechnungsjahr 1928 192 und im Rechnungs
jahr 1929 250 neue Planſtellen gegründet worden ſind, ſo
hat er nunmehr ein Schreiben an den Reichsſtädtebund
gerichtet, in dem er darauf hinweiſt, daß er nur im äußer
ſten Falle auf die Städte einen Zwang ausüben möchte,
und deshalb bittet, auf die in Frage kommenden Stadt
verwaltungen einzuwirken, damit ſie freiwillig das auf
dieſem Gebiet des Schulweſens Erforderliche tun.

Das Schickſal der Gewerbeſtener
Der preußiſche Finanzminiſter Dr. Höpker-Aſchoff

erklärt in einer längeren Zuſchrift an die „Kölniſche
Zeitung“, nachdem er dargelegt hat, daß für die Grund
vermögensſteuer und die Hauszinsſteuer Notverordnungen
unbedingt notwendig waren, da die erſten Steuer
erhebungsvermine bereits im April liegen

„Was ſoll nun betreffs der Gewerbeſteuer geſchehen?
Die Staatsregierung hält es nicht für notwendig, auch hier
den Weg der Notverordnung zu beſchreiten, da die Steuer
zahlungen erſt im Mai fällig werden (die Lohnſummen-
ſteuerzahlung im April bezieht ſich noch auf das Rech
nungsjahr 1928) und die Entſcheidung daher vom Land
tag ſelbſt ſofort nach ſeinem Wiederzuſammentritt getroffen
werden kann. Wird der Einſpruch des Staatsrats nicht
durch eine Zweidrittelmehrheit des Landtags verworfen,
ſo bleibt nichts anderes übrig, als durch einen
Urantrag die unveränderte Verlängerung des Geſetzes
herbeizuführen.

„Mit Freude und Stolz“
Die deutſchnationale Parteivertretung des Landes

verbandes Oſtſachſen hielt in Dresden eine Tagung ab. Am
Schluß der Tagung wurde die Abſendung folgenden Be
grüßungstelegramms an den Parteivorſitzenden, Geheimrat
Dr. Hugenberg, beſchloſſen

„Die heute tagende Parteivertretung in Oſtſachſen

hat mit Freude und Stolz von der befreienden
Tat, führende Amerikaner über die wahre Lage in
Deutſchland zu unterrichten, Kenntnis genommen und
ſteht auch bei dieſer Aktion geſchloſſen hinter ihrem
Parteivorſitzenden.“

So ähnlich machten es die nationalen Stammtiſche
jedesmal, wenn Wilhelm der Zweite eine ſeiner
markigen Reden hielt.

Es kriſelt
Nachdem der deutſchnationale Vorſitzende Hugenberg

jüngſt bei dem Landesverband Pommern zu Beſuch war,
iſt deſſen Vorſitzender, Reichstagsabgeordneter Schlan ge
Schöningen, von ſeinem Amt zurückgetreten.

Die Fahrpreiſe für die Ferienſonderzüge
Nachdem in den Kreiſen der regelmäßigen Benutzer

der Ferienſonderzüge bekannt geworden war, daß die bis
her gewährte Fahrpreisermäßigung von 33 v. H. auf
10 v. H. herabgeſetzt worden ſei, hatte der Gewerk
ſchaftsbund der Angeſtellten in einer Eingabe an die
Deutſche Reichsbahngeſellſchaft und das Reichsverkehrs
miniſterium die Bitte gerichtet, die bisherige Ermäßigung
von 33 v. H. beizubehalten, da die Ferienſonderzüge
für weite Kreiſe die einzige Erholungsmöglichkeit ver
mitteln, und alle Einſchränkungen der bisherigen Ermäßi
gung für viele Jntereſſenten die Benutzung der Ferien-
ſonderzüge unmöglich machen werden. Die Deutſche Reichs
bahngeſellſchaft hat hierauf, wie der „Gewerkſchaftliche
Preſſedienſt erfährt, dem Gewerkſchaftsbund der Ange
ſtellten mitgeteilt, daß es zutrifft, daß die in die Ferien
ſonderzugfahrpreiſe eingerechnete Fahrpreisermäßigung bei
der Tarifänderung im Oktober 1928 von 33 auf 10
v. H. für Hin und Rückfahrt herabgeſetzt worden iſt.

Gleichwohl werden die Fahrpreiſe für die Ferienſonder
züge, abgeſehen von gelegentlichen, gexingfügigen Abwei
chungen gegen das Vortahr unverändert bleiben, weil zu
gleich mit der Herabſeßung der eingereichten Fahrpreis
ermäßigung auch eine Senkung der Grundpreiſe ſtatt
gefünden hat.

ß 9

Studienfahrten nach Paris und London
Die Schiller Akademie veranſtaltet im Verfolg

ihrer kulturellen Beſtrebungen auch in dieſem Jahre allge
mein zugängliche Studienfahrten nach Paris und nach
London mit jeweils achttägigem Aufenthalt, die eine Be
ſichtigung der bedeutendſten Kunſtſchäze und Sehens
würdigkeiten, des Straßenlebens und all deſſen vorſehen,
was den Zauber dieſer Weltſtädte und ihrer jahrhunderte
alten Tradittion ausmacht.
auch Gelegenheit zum Beſuch der Shakeſpeare- Stadt Strat-
ford und der Jnſel Wight; von Paris aus werden Ver
ſailles, Reims und die Schlachtfelder beſucht. Die Fahrt
führt mit dem Auto über 280 Kilometer ehemaliges
Kriegsgebiet, zu den ChampagneSchlachtfeldern, zu den
Trichterfeldern der Höhe 108, zur Hindenburglinie, zum
Chemin des dames u. a. m.
intereſſanten als billigen, allſeits unterſtützten Fahrten,
von denen jede für ſich allein mitgemacht werden kann,
gegen 15 Pfennig Porto durch die Verwaltung der Schiller
Akademie, München-Grünwald.

Parteinachrichten

Der demokratiſche Landtagsabgeordnete Guſtav Hartmann
beging am 28. März ein beachtliches Jubiläum. An dieſem
Tage ſind es fünfzig Jahre, ſeitdem Abgeodneter Hart-
mann in der deutſchen Gewerkſchaftsbewegung ſteht. Der
damalige Metallarbeiter Hartmann trat am 28. März 1879
in Görlitz dem Gewerkverein der Metallarbeiter (Hirſch
Duncker) bei, ſeitdem hat er ſeine ganze Perſönlichkeit in
den Dienſt der Gewerkvereinsſache geſtellt und ſteht heute
ſchon ſeit vielen Jahren als erſter Vorſitzender des Gewerk
ſchaftsringes deutſcher Arbeiter, Angeſtellten und Beam
tenverbände an der Spitze der freiheitlich- nationalen
Arbeitnehmerbewegung.

C

Jnter nationaler Bund der DBP.
Das Präſidium des Jnternationglen Bundes der demo

kratiſchen Parteien, der im vorigen Jahr ſeinen Jahres
kongreß in London abhielt, hat ſoeben in Paris eine
Sitzung abgehalten, in der die Deutſche Demokratiſche
Partei durch den Vizepräſidenten des Bundes, Wilhelm
Heile, vertreten war. Wie der „Demokratiſche Zeitungs-
dienſt“ erfährt, wurde auf Einladung der ſchwediſchen
Partei beſchloſſen, den diesjährigen Kongreß in den Tagen
vom 26. bis 28. Jult in Stockholm zu veranſtalten.

Aus der Arbeit
r deuten Winter

r r

h

Das Wohnheimſtättengeſetz
Neue demokratiſche Jnitiative.

Die demokratiſchen Reichstagsabgeordneten Dr. Külz,
Rönneburg, HaasBaden und Genoſſen haben folgenden
Antrag im Reichstag eingebracht

„Der Reichstag wolle beſchließen, die Reichsregierun
zu erſuchen, dem Reichstag alsbald ein Wohnheimſtätten-
geſetz im Sinne des Entwurfs des „Ständigen Beirats für
Heimſtättenweſen beim Reichsarbeitsminiſterium“ vorzu
legen und in dieſes Geſetz gleichzeitig Vorſchriften aufzu
nehmen, durch die der erforderliche Grund und Boden zu
angemeſſenen Preiſen ſichergeſtellt wird.

Die demokratiſche Reichstagsfraktion hat ſowohl in der
2. als auch in der 3. Wahlperiode Anträge auf ein Wohn
heimſtättengeſetz eingebracht. Jn der 3. Wahlperiode iſt
dieſer Antrag auch im Wohnungsausſchuß, der ſeiner Zeit
von dem demokratiſchen Abgeordneten Dr. Külz geleitet
worden iſt, durchberaten und angenommen worden. Da
der Antrag den geſunden Teil der bodenreformeriſchen
Beſtrebungen verkörpert, wurde es für erforderlich
gehalten, ihn jetzt wieder aufzunehinen und zwar in der
Form, die durch die Beſchlüſſe des früheren Wohnungs
gusſchuſſe zuſtande gekommen ſind.

Bezirk Halle
Halle. Gewerbeſteuer und freie Berufe, Zu

der vom preußiſchen Landtag beſchloſſenen Heranziehung
der freien Berufſe zur Gewerbeſteuer, gegen die der Staats
rat bereits Einſpruch erhoben hat, möchten wird grund
ſätzlich folgendes ſagen:

Es kann zweifelhaft ſein, ob Aerzte, Rechtsanwälte,
Schriſtſteller, Architekten uſw. überhaupt in dieſe recht
überholte Steuer einbezogen werden können, bei der ſie
im Gegenſatz zu anderen Realſteuerpflichtigen weder nach
der Lohnſumme der bei ihnen Beſchäftigten, noch nach
dein Gewerbeſteuerkapital, ſondern ausſchließlich nach dem
Gewerbeertrag beſteuert werden ſollen. Außerdem können
Aerzte und Anwälte, die ja nach ſtaatlich genehmigter
Gebührenordnung ihre Liquidationen aufſtellen, die Steuer
in dieſe nicht einkalkulieren. Auf alle Fälle aber iſt ein
ein Beſchluß verfehlt, der die freien Berufe in Preußen
in einem Augenblick einbeziehen will, wo ein Reichs
rahmengeſetz für die Realſteuern endgültig die Frage ihrer
Einbeziehung oder Nichteinbeziehung entſcheidet. Es be
ſteht die Gefahr, daß eine große Verwaltungsarbeit gänz
lich zwecklos geleiſtet wird, wenn der Reichskag bei der
Verabſchiedung des Rahmengeſetzes etwa entgegengeſetzt
beſchließt Für die parteipolitiſche Einſtellung der freien
Beruſe iſt es aber jedenfalls von Bedeutung, daß Deutſch

ten Teil und in ſtärkere Maße als jede andere Fraktion

Die Reiſe nach London gibt

Proſpekte zu dieſen ebenſo

eine gut beſuchte Mitgliederverſammlung ab. Nach ejnem

nationale und Sozialdemokraten ſogar den demokratiſchen
Antrag, eine Freigrenze bis zu 6000 Mark für die Ge
werbeſteuerpflicht der freien Berufe vorzuſehen, abge
lehnt haben. Die demokratiſche Landtagsfraktisn, die die
Abſtimmung freigegeben hatte, hat ſich zum weitaus größ

gegen die Einbeziehung der freien Beruſe entſchieden
Darin liegt keinerlei unfreundliche Haltung gegenüber
dem gewerblichen Mittelſtand. Die Meinung mancher Ge
werbetreibenden, daß die Heranziehung der freien Berufe
ihnen Enklaäſtung bringen werde, teilte der Parteivor
ſtand nicht. Denn die nicht allzu erhebliche Steigerung
der ſtädtiſchen Einnahmen würde im allgemeinen kaum
zu einer Senkung der bisher erhobenen Prozentſäte

führen. eHalle. Dienstag, den 16. April, abends 8 Uhr, im
Schultheiß Ausſchank, Merſeburger Straße 10, Sitzung
des Beamten Ausſchuſſes Tagesordnung: 1. Referat über
Beamtenvertretungsgeſetz. 2. Ausſprache über beruf
politiſche Vorgänge 3. Die Aufgaben der Obleute. 4 Ver
ſchiedenes. Beſondere Einladungen erfolgen noch.

Halle. Die Jahreshauptver ſammlung der
Ortsgruppe Halle ſindet am Freitag, dem 19. April
abends 8 Uhr, im Neumarkt-Schützenhaus ſtatt. Tages
ordnung Geſchäfts und Kaſſenbericht. 2. Vorſtands
wahl. 3. Wahl der Delegierten zum Wahlkreisparteitag
am 11. und 12. Mat in Halle. 4. Feſtſetzung des Mit
gliedsbeitrages für das laufende Jahr (Einbeziehung des
Abonnements für das Partei-Wochenblatt und Umände
rung des elben). 5. Polikiſcher Vortrag über „Parlamen-
tarismus oder Diktatur 6. Verſchiedenes. Alle Mit
glieder erhalten zu dieſer Verſammlung eine beſondere
Einladung

Halle. Der kriegswütige Wehrwolf. Der
Führer des Wehrwolfs, des neben dem Stahlhelm aller
dings eine ſehr beſcheidene Rolle ſpielenden rechtsradikalen
Wehrverbandes, der Studienrat Fritz Kloppe in Halle
veröffentlicht in dem Bundesorgan vom 21. März einen
Leitartikel, in dem ſich folgende Sätze finden

„Wir kennen den Krieg und lieben deswegen den
Frieden ſagt ſelbſt der Bund der Frontſoldaten, der
Stahlhelm, in ſeiner Hamburger Bolſchaft. „Soldaten,
die den Frieden lieben e! Nein! Nicht Kampf allein darf
uns Aufgabe und Ziel ſein, ſondern Krieg, wirklicher,
des Mannes perſönlichen Einſatz erfordernden Krieg!“

Wir ſind vollſtändig beruhigt Fritz Kloppe mit ſeinen
Wehrwölfen wird den Krieg ſchon machen.

Neuröſſen. Unſere vor einigen Wochen neu gegrün
dete Ortsgruppe hielt am 27. März im Koloniegaſthaus

mit ſtarkem Beifall aufgenommenen Vortrag des Herrn
Zweckverbandvorſtehers Cornely über die Zukunſtsauf
gaben des Zweckverbandes Leuna wurde zur Wahl des
Vorſtandes geſchritten Es wurden geibählt: zum 1. Vor
ſitzenden Herr M. Schmidt, zum Schriſtführer und ſtell
vertretenden Vorſitzenden Herr E. Gottſchalk, zum Kaſ
ſierer Herr Blättner; zu Beiſitzern wurden gewählt Herr
Börner jun. für Leunga, Herr Eſer für Röſſen und Herr

Voigt für Göhlitzſch. nWeißenfels. Am 8. April ſpricht hier in einer Mil
gliederverſammlung Parteiſekrekär Dr. Liebig- Halle über
„Grundfragen unſerer Wirtſchaftspolitik“ e

Bitterfeld. Die Orksgruppe Bitterfeld der Deutſch
demokratiſchen Partei hielt eine gut beſuchte Monatsver
ſammlung ab. Nach Aufnahme neuer Mitglieder wird ein
Aufruf der Reichstagsfraktion zur Verleſung gebracht.
Jn Anbetracht der Not unſeres Vaterlandes muß nunmehr
eine Regierung mit feſter Autorität nach innen und außen
geſchaffen werden. Der Verſammlung wird Bericht er
ſtattet über den am 10. März 1929 in Halle in An
weſenheit des Miniſters Schreiber ſtaktgefündenen Be
zirksvertretertag. Angeſpannte Wirtſchaftslage und Un
ſicherheit der Regierung erſchweren die Arbeit unſerer
Reparations ſachverſtändigen in Paris. Ein Zuſtand, der
infolge der Verantwortungsloſigkeit verſchiedener Parteien
das Anſehen des heutigen parlamentariſchen Syſtems aufs
äußerſte gefährdet. Dieſem Vorgehen gegenüber hält die
D. D. P. an ihrem Grundſatz der Führerausleſe feſt und
verwirft die völlig abwegige Verſchleppungstaktik mancher
Fraktionen Die Partei iſt ſtets bereit, Vorſchläge in die
Tat umzuſetzen, die dent Aufbau unſerer Wirtſchaft und
ſomit der Geſamtheit dienen können. Beſonderer Dank
gebührt unſerem Parteiſfreund, Miniſter Schreiber, für
ſein bereitwilliges Eintreten in der Goitzſchenfrage zum

Beſten unſerer Stadt JZum Schluß betonte der Vorſitzende, daß die Partei
auch für Hausbeſitzerangelegenheiten reges Intereſſe habe
Wünſche und Beſchwerden können durch unſere Abgeord
neten an geeigneter Stelle wirkſam vertreten werden
Die Verſammlung befaßte ſich auch eingehend mit der
Straßenkalamität in der jüngſten Zeit.

der deutſche

e
Weitersagen

ist führend in allen Rundfunkfrages
Die größte Funlreitschriſtl bringt wöchentlich alle aus
führſtehen Programme der in und ausländischen Sender

e

Heſt 50 Pf., Monateberug RM 2.. Mes bestellt beim Portame
od. einer Buchhandlung Probeheft umsonst vom Veriag Berlin M

Ter ereh Johannes Hornvlath, Halle
Den Bach eucerei Weniger To. G. in. Deſſat n
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